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Krise 3.0

Zwischen globaler Unsicherheit und  
staatlicher Verantwortung
Sehr geehrte Kolleginnen, sehr 
geehrte Kollegen,

wir erleben aktuell eine Zeit, in 
der sich Krisen nicht mehr ablö­
sen, sondern überlagern. Kaum 
scheint eine Herausforderung 
bewältigt, steht bereits die 
nächste vor der Tür. Diese Ent­
wicklung ist nicht nur abstrakt 
wahrnehmbar, sie hat konkrete 
Auswirkungen auf unser täg­
liches Leben – und auf unsere 
Arbeit im öffentlichen Dienst.

Die aktuelle Eskalation der Lage 
im Iran und die zunehmenden 
Spannungen im Nahen Osten 
sind ein weiteres Beispiel für die­
se Dynamik. Die internationalen 
Reaktionen lassen nicht lange 
auf sich warten: Finanzmärkte 
reagieren sensibel und teilweise 
panisch, Lieferketten geraten 
unter Druck, und insbesondere 
die Energiepreise zeigen erneut 
eine deutliche Aufwärtsbewe­
gung. Inwieweit sich diese Infla­
tions­ und Wirtschaftsentwick­
lung konkret in Niedersachsen 
auswirken wird, ist zum jetzigen 
Zeitpunkt kaum absehbar. Unse­
re hiesige Wirtschaft ist bekann­
termaßen in hohem Maße Teil 
des globalen Welthandels; es be­
darf schon eines erheblichen 
Maßes an Optimismus, davon 
auszugehen, dass diese Entwick­
lungen an unserem Landesetat 
schadlos vorbeigehen werden. 
Was geopolitisch weit entfernt 
erscheint, wirkt somit unmittel­
bar bis in unseren Alltag hinein – 
auch hier in Niedersachsen.

Für viele Menschen in unserem 
Land ist die wirtschaftliche Be­
lastung längst Realität gewor­
den. Steigende Preise sind kein 
theoretisches Szenario mehr, 
sondern tägliche Erfahrung: 
beim Blick auf die Stromrech­
nung, beim Einkauf im Super­
markt oder bei der Planung der 
nächsten Heizkostenabrech­

nung. Diese Entwicklung trifft 
selbstverständlich auch die Be­
schäftigten im öffentlichen 
Dienst, und zwar in ihrer ganzen 
Breite – genau darauf richtet sich 
mein und unser verbandspoliti­
scher Blick. Es sind unsere Kolle­
ginnen und Kollegen in den Ver­
waltungen, in den Schulen, bei 
der Polizei, in der Justiz und in 
vielen weiteren Bereichen, die 
täglich dafür sorgen, dass unser 
Gemeinwesen funktioniert. Und 
es sind ebenso unsere Versor­
gungsempfängerinnen und Ver­
sorgungsempfänger, die über 
Jahrzehnte hinweg Verantwor­
tung getragen haben und nun im 
Ruhestand mit denselben Preis­
steigerungen konfrontiert sind.

Gerade deshalb darf eines nicht 
passieren: dass diejenigen, die 
den Staat tragen, bei der Bewäl­
tigung dieser Belastungen ins 
Hintertreffen geraten.

 < Inflationsausgleich – 
eine berechtigte 
 Erwartung?

In weiten Teilen der Wirtschaft 
und zum Teil auch im öffent­
lichen Dienst sind bereits in 
 vergangenen Krisensituationen 
Maßnahmen ergriffen worden, 
um die Auswirkungen der Infla­
tion zumindest abzufedern. Prä­
mien, Sonderzahlungen, tarif­
liche Lösungen  – vieles ist 
möglich gemacht worden.

Vor diesem Hintergrund stellt 
sich mit zunehmender Deutlich­
keit eine Frage, die wir nicht län­
ger ausklammern sollten: War­
um sollte das, was in anderen 
Bereichen möglich und durch 
die Bundesregierung vorange­
trieben wurde, für den öffent­
lichen Dienst nicht zumindest 
ernsthaft geprüft werden?

Die Initiative unseres dbb Bun­
desvorsitzenden Volker Geyer, 

eine Inflationsprämie in Höhe 
von 1.000 Euro auch für den öf­
fentlichen Dienst in Betracht zu 
ziehen, ist in diesem Zusam­
menhang bewusst als Impuls 
gedacht. Als Landesvorsitzender 
unterstütze ich diesen Ansatz 
ausdrücklich – gerade mit Blick 
auf die aktuelle Belastungssitu­
ation unserer Mitglieder. Nicht 
als Maximalforderung, nicht als 
endgültige Lösung – sondern als 
einen Ansatz, um kurzfristig 
spürbare Entlastung zu schaffen. 
Dabei geht es ausdrücklich nicht 
um das „Ob“, sondern um das 
„Wie“. Wie kann eine solche 
Maßnahme ausgestaltet wer­
den, ohne die Haushalte zu 
überfordern? Wie kann sicher­
gestellt werden, dass sie gerecht 
wirkt – also alle Statusgruppen 
einbezieht? Und wie vermeiden 
wir erneut Lösungen, die einzel­
ne Gruppen außen vor lassen 
und damit neue Ungerechtigkei­
ten schaffen? Diese Fragen ver­
dienen eine ernsthafte, offene 
und vor allem ehrliche Diskussi­
on – unabhängig von den regel­
mäßig aufflammenden Neid­
debatten, die einer sachlichen 
Lösung selten dienlich sind  – 
und mit klarem Blick für diejeni­
gen, die angesichts der aktuel­
len Entwicklung besonders auf 
eine kurzfristige Unterstützung 
angewiesen sind. Denn eines ist 
ebenso klar: Wertschätzung 
darf sich nicht ausschließlich in 
Worten ausdrücken – sie muss 
sich auch in konkreten Maßnah­
men widerspiegeln.

 < Ein Schritt nach vorn – 
aber kein Grund zur 
Selbstzufriedenheit

Bei aller berechtigten Kritik an 
der Schwerfälligkeit und mone­
tären Zurückhaltung der Politik 
gegenüber ihren eigenen Be­
schäftigten gibt es auch Ent­
wicklungen, die wir ausdrück­
lich anerkennen müssen. Die 

Übertragung des Tarifergebnis­
ses auf die Beamtinnen und 
Beamten sowie auf die Versor­
gungsempfängerinnen und Ver­
sorgungsempfänger in Nieder­
sachsen ist ein solcher Schritt. 
Dass dieser Weg erneut einge­
schlagen wird, ist keineswegs 
selbstverständlich  – und ver­
dient eine klare positive Einord­
nung. Gerade im Vergleich zu 
anderen Bundesländern zeigt 
sich, dass Niedersachsen hier 
Verantwortung übernimmt. 
Aber – und das gehört zur Ehr­
lichkeit dazu – wir dürfen uns 
darauf nicht ausruhen.

Denn die Übertragung eines Ta­
rifergebnisses ist kein politi­
scher Gnadenakt, sondern Aus­
druck eines berechtigten 
Anspruchs auf Teilhabe an der 
allgemeinen Einkommensent­
wicklung. Oder anders formu­
liert: Es ist das Minimum dessen, 
was wir erwarten dürfen – und 
genau deshalb kommt es jetzt 
auf eine konsequente und zügi­
ge Umsetzung an.

Mit dem aktuell vorliegenden 
Gesetzentwurf ist nunmehr ein 
wichtiger Schritt getan. Doch 
entscheidend ist, was jetzt 
folgt. Die Erfahrung der vergan­
genen Jahre zeigt, dass zwi­
schen politischen Beschlüssen 
und ihrer tatsächlichen Umset­
zung mitunter erhebliche Zeit­
räume liegen können. Für die 
Betroffenen bedeutet das: Zu­
gesagte Verbesserungen sind 
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zwar auf dem Papier vorhan­
den – kommen aber im Alltag 
zunächst nicht an. Gerade vor 
dem Hintergrund der aktuell 
angespannten Situation erwar­
ten unsere Kolleginnen und 
Kollegen zu Recht, dass die be­
schlossenen Anpassungen 
nicht auf unbestimmte Zeit 
verschoben werden, sondern 
jetzt möglichst schnell im 
Landtag beschlossen und so­
dann durch das NLBV, auch hier 
unter Berücksichtigung der be­
kannten angespannten Perso­
nalsituation, zügig umgesetzt 
werden.

 < Alimentationsentwick-
lung: Die eigentliche 
Baustelle bleibt

So wichtig die aktuelle Besol­
dungsanpassung ist  – sie löst 
nicht das grundlegende Prob­
lem. Die Diskussion über eine 
verfassungsgemäße Alimenta­
tion begleitet uns seit vielen 
Jahren. Sie ist komplex, sie ist ju­
ristisch anspruchsvoll – und sie 
ist politisch unbequem. Mit 
dem aktuellen Gesetzentwurf 
des Bundes zur Weiterentwick­
lung der Bundesbesoldung wird 

deutlich, dass auch dort der 
Handlungsdruck erkannt wor­
den ist. Die Zahlen, die seitens 
des Bundesinnenministeriums 
im Referentenentwurf zur Be­
soldungsreform 2025/2026 auf­
geführt wurden, lassen auf­
horchen, beschreiben aber 
angesichts des erheblichen 
Haushaltsvolumens zutreffend 
die Gesamtproblematik und 
das, was auf die Bundesländer 
zukommen wird.

Ich habe immer wieder darauf 
hingewiesen und sage das 
 bewusst ebenso klar aus der 
Aktualität heraus: Dauerhafte 
Lösungen lassen sich nicht 
durch befristete Maßnahmen 
oder kreative Rechenmodelle 
ersetzen. Am Ende geht es 
nicht um Rechenmodelle oder 
Haushaltspositionen – sondern 
um die Frage, ob der Staat dau­
erhaft bereit ist, seiner verfas­
sungsrechtlichen Verantwor­
tung gerecht zu werden.

Der öffentliche Dienst verdient 
mehr als Anerkennung in Sonn­
tagsreden. In politischen De­
batten wird immer wieder 
 betont, wie wichtig ein leis­

tungsfähiger öffentlicher 
Dienst ist  – aber die Realität 
sieht oft anders aus, in Nieder­
sachsen mit diesem Themen­
bezug seit nunmehr über zwan­
zig Jahren. Wenn wir einen 
leistungsfähigen Staat wollen, 
dann müssen wir auch bereit 
sein, in die Menschen zu inves­
tieren, die diesen Staat tragen, 
und gleichzeitig endlich diese 
leidvolle Debatte einer verfas­
sungswidrigen Besoldung und 
Alimentation im Interesse un­
serer Kolleginnen und Kollegen 
 lösen und beenden.

 < Gemeinsam durch 
 herausfordernde Zeiten

Der öffentliche Dienst in Nie­
dersachsen ist stark, er ist leis­
tungsfähig und er ist verlässlich. 
Darauf können wir stolz sein. 
Für uns als dbb niedersachsen 
ist klar: Wir werden die Diskus­
sion um eine mögliche Inflati­
onsentlastung konstruktiv be­
gleiten. Wir werden auch weiter 
auf eine zügige Umsetzung der 
Besoldungsanpassung drängen. 
Wir werden die Entwicklung der 
Alimentationsfrage weiterhin 
kritisch verfolgen.

Und wir werden vor allem eines 
tun: All diese Forderungen, Ini­
tiativen und Vorschläge müssen 
stets statusunabhängig gel­
ten  – dürfen niemanden ver­
nachlässigen oder bevorzugen. 
Von all diesen Entwicklungen 
sind unsere aktiven Kolleginnen 
und Kollegen ebenso betroffen 
wie unsere Versorgungsemp­
fängerinnen und Versorgungs­
empfänger.

Dieser öffentliche Dienst funkti­
oniert durch die Kraft und Leis­
tung unserer Tarifbeschäftigten 
und unserer Beamtinnen und 
Beamten  – gestern, heute und 
auch in Zukunft. Und genau des­
halb dürfen wir gerade in Zeiten 
wie diesen erwarten, dass dieser 
Einsatz auch die Anerkennung 
erfährt, die er verdient.

Ihr/Euer

Alexander Zimbehl

Reformen im Fokus

Gleichstellung stärken und soziale Sicherheit gewährleisten
Die aktuellen politischen 
 Debatten um die Reform des 
Ehegattensplittings und der ge­
setzlichen Krankenversicherung 
zeigen: Zentrale Weichenstel­
lungen für mehr Gerechtigkeit, 
Gleichstellung und soziale Si­
cherheit stehen an. Der dbb und 
seine Bundesfrauenvertretung 
beziehen dabei klar Position mit 
differenzierten Forderungen, 
die sowohl gesellschaftliche Re­
alität als auch den Schutz beste­
hender Lebensmodelle im Blick 
behalten.

 < Ehegattensplitting: 
überholte Strukturen 
modernisieren

Die Diskussion um die Zukunft 
des Ehegattensplittings ge­

winnt an Dynamik. Die dbb bun­
desfrauenvertretung begrüßt 
ausdrücklich die Reformüberle­
gungen aus dem Bundesfinanz­
ministerium unter Lars Kling­
beil.

Aus Sicht der Gewerkschafte­
rinnen ist das derzeitige Mo­
dell nicht mehr zeitgemäß. Es 
stamme aus einer Epoche, in 
der das Einverdienermodell 
dominierte, und setze bis heu­
te falsche Anreize. „Seit Lan­
gem verringert es für Frauen 
die Motivation, in Vollzeit zu 
arbeiten oder nach einer Fami­
lienphase schneller in den Be­
ruf zurückzukehren“, betont 
Milanie Kreutz, Vorsitzende 
der dbb bundesfrauenver­
tretung.

Mit jährlichen Kosten von über 
20 Milliarden Euro bindet das 
Ehegattensplitting zudem er­
hebliche staatliche Mittel – Gel­
der, die aus Sicht des dbb geziel­
ter in die Förderung von Familien 
und die Gleichstellung investiert 
werden sollten.

 < Schrittweise Reform 
statt radikaler Bruch

Trotz klarer Reformforderungen 
plädiert der dbb für einen aus­

gewogenen Übergang. Eine voll­
ständige Abschaffung des Ehe­
gattensplittings wäre nicht nur 
rechtlich anspruchsvoll, son­
dern könnte auch bestehende 
Ehen benachteiligen.

Konkret fordert der dbb ein 
Wahlrecht für bereits verheira­
tete Paare und eingetragene Le­
benspartnerschaften: Sie sollen 
entscheiden können, ob sie im 
bisherigen System bleiben oder 
in eine Individualbesteuerung 
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mit übertragbarem Unterhalts-
betrag wechseln. Für neu ge-
schlossene Ehen soll hingegen 
ein modernes Partnerschafts-
modell gelten.

„Das ist eine Frage des Vertrau-
ensschutzes“, so Kreutz. Ziel sei 
es, Gleichstellung voranzubrin-
gen, ohne bestehende Lebens-
entscheidungen nachträglich zu 
entwerten.

 < Steuerpolitik als Hebel 
für Gleichstellung

Für die dbb frauen steht fest: 
Steuerpolitik muss sich stärker 
an der individuellen Erwerbstä-
tigkeit orientieren. Eine Reform 
des Ehegattensplittings hin zu 
 einer partnerschaftlichen Be-
steuerung könne nicht nur die 
Chancengleichheit verbessern, 
sondern auch langfristig zu mehr 
Parität in Politik und Gesellschaft 
beitragen. Im Kern geht es um 
eine gerechtere Verteilung von 
Erwerbs- und Sorgearbeit sowie 
um bessere Rahmenbedingun-
gen für moderne Familienmodel-
le – unabhängig von Trauschein 
oder Arbeitszeitumfang.

 < Krankenversicherung: 
Reformbedarf mit sozia­
ler Verantwortung

Parallel dazu sorgt auch die Re-
form der gesetzlichen Kranken-

versicherung (GKV) für intensive 
Diskussionen. Eine Experten-
kommission hat 66 Vorschläge 
vorgelegt, um die Finanzierung 
langfristig zu sichern.

Der dbb erkennt darin durchaus 
positive Ansätze. So begrüßt der 
Bundesvorsitzende Volker Ge-
yer die Forderung, die Beiträge 
für Bürgergeldbeziehende aus 
Bundesmitteln angemessen zu 
finanzieren  – eine langjährige 
Forderung des dbb.

 < Klare rote Linie beim 
Krankengeld

Deutliche Kritik äußert der dbb 
hingegen an Vorschlägen, das 
Krankengeld zu kürzen. Für Geyer 
ist das unmissverständlich: 
„Streichungen beim Krankengeld 
sind mit uns nicht zu machen.“

Gerade Menschen, die Kranken-
geld beziehen, befänden sich in 
einer besonders vulnerablen 
Lage. Einschnitte an dieser Stel-
le seien nicht nur sozialpolitisch 
falsch, sondern auch unsolida-
risch.

 < Zusätzliche Belastungen 
vermeiden

Auch die geplante Erhöhung der 
Zuzahlungen für Medikamente 
stößt auf Ablehnung. Der dbb 
warnt vor einer einseitigen Be-

lastung der Versicherten und 
fordert stattdessen, die Phar-
maindustrie stärker in die Ver-
antwortung zu nehmen.

„Es ist nicht vermittelbar, dass 
Medikamente in Deutschland 
teurer sind als im Ausland“, so 
Geyer.

 < Erwerbstätigkeit von 
Frauen gezielt fördern

Ein weiterer kontrovers disku-
tierter Punkt ist die mögliche 
Abschaffung der beitragsfreien 
Familienversicherung für Ehe-
gatten mit geringem Einkom-
men. Hier mahnt die dbb frau-
envertretung zur Vorsicht.

Kreutz macht deutlich: Bevor 
solche Maßnahmen greifen, 
müssen erst die Voraussetzun-
gen geschaffen werden – ins-
besondere bessere Vereinbar-
keit von Familie, Pflege und 
Beruf. Ziel müsse es sein, mehr 
Frauen in sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung zu 
bringen.

Dabei sieht der dbb strukturel-
le Parallelen: Sowohl das Ehe-
gattensplitting als auch die 
beitragsfreie Mitversicherung 
und die Steuerklassenkombi-
nation III/V wirkten als Hemm-
nisse für eine stärkere Erwerbs-
beteiligung von Frauen.

 < Finanzielle Heraus­
forderungen der GKV

Der Reformdruck ist erheblich: 
Prognosen zeigen, dass die Aus-
gaben der gesetzlichen Kran-
kenversicherung bis 2030 deut-
lich schneller steigen als die 
Einnahmen. Bereits 2027 klafft 
eine Finanzierungslücke von 
rund 15 Milliarden Euro, die bis 
2030 auf etwa 40 Milliarden 
Euro anwachsen könnte.

Die von Nina Warken eingesetzte 
Expertenkommission soll Wege 
aufzeigen, diese Entwicklung zu 
bremsen, ohne die Beitragszahler 
übermäßig zu belasten.

 < Reformen müssen ge­
recht und nachhaltig sein

Ob Steuer- oder Gesundheits-
politik  – für den dbb auch in 
Niedersachsen ist entschei-
dend, dass Reformen nicht ein-
seitig zulasten bestimmter 
Gruppen gehen. Stattdessen 
braucht es Lösungen, die Gleich-
stellung fördern, soziale Sicher-
heit gewährleisten und den ge-
sellschaftlichen Wandel aktiv 
unterstützen.

Die aktuellen Debatten bieten 
die Chance, überholte Struktu-
ren zu modernisieren. Entschei-
dend wird sein, diese Chance 
auch zu nutzen.

 _
Lehrkräfteverbände im dbb niedersachsen positionieren sich klar

Gewalt an Schulen, Schulgesetz und Beamtenstatus im Fokus
Die zweitägige Klausurtagung 
des Arbeitskreises Bildung der 
Lehrkräfteverbände am 10. und 
11. April 2026 stand erneut im 
Zeichen zentraler bildungspoli-
tischer Herausforderungen  – 
und zugleich im Zeichen von Ge-
schlossenheit, klarer Haltung 
und spürbaren En gage ments. In 
einer intensiven und von hoher 
Ernsthaftigkeit geprägten Sit-
zung wurden Themen beraten, 
die für die Zukunft des Lehrkräf-
teberufs und für die Qualität 
unserer Schulen von entschei-
dender Bedeutung sind.

 < Gewalt an Schulen: drin­
gender Handlungsbedarf

Mit besonderem Nachdruck 
wurde zudem das Thema Ge-
walt an Schulen beraten. Ein 
Thema, das dem Zusammen-
schluss der Lehrkräfteverbände 
im dbb niedersachsen in beson-
derer Weise am Herzen liegt 
und für das sie sich seit Langem 
mit großem En gage ment einset-
zen. Die Lage an vielen Schulen 
zeigt, wie dringend wirksame 
Maßnahmen gebraucht werden. 
Umso ernüchternder ist es, dass 
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Erlebst du, wenn wir mit
ganzem Herzen für dich da sind.
Als Marktführer mit 120 Jahren Erfahrung sind wir an

deiner Seite – ein Leben lang. Von Generation zu Generation.

Gegründet von Mitgliedern für Mitglieder.

BESTE LEISTUNGEN ‒ EXKLUSIV FÜR PKV-MITGLIEDER

DRAUF ANKOMMT
STARK, WENN’S

Mehr Infos?

Hier scannen!

der angekündigte Gewaltprä-
ventions- und Interventions-
erlass auch nach der Anhörung 
weiterhin nicht in Kraft getreten 
ist. Zugleich blieb die Kritik am 
bisherigen Entwurf deutlich. Aus 
Sicht des Arbeitskreises greift er 
an entscheidenden Stellen zu 
kurz und wird der Realität an den 
Schulen noch nicht gerecht. Die 
Hoffnung richtet sich nun dar-
auf, dass das Niedersächsische 
Kultusministerium hier spürbar 
nachbessert und die Zeit nutzt, 
um einen Erlass vorzulegen, der 
den Schulen tatsächlich hilft.

 < Konkrete Lösungen 
statt bloßer Problem-
beschreibung

Daneben hat der Arbeitskreis 
den klaren Bedarf für ein schnel-
les, konkretes Maßnahmenpa-
ket gesehen – und ein solches 
auch entwickelt. Das ist ein star-
kes Zeichen für die konstruktive 
Arbeit der Bildungsverbände. 
Sie benennen Pro bleme nicht 
nur offen, sondern arbeiten zu-

gleich an Lösungen, die praxis-
nah, wirksam und unmittelbar 
auf die Bedürfnisse der Schulen 
ausgerichtet sind.

 < Schulgesetz: geschlossen 
auftreten bei der Land-
tagsanhörung

Ein weiterer Schwerpunkt der 
Tagung war die Vorbereitung 
der Landtagsanhörung zum 
Schulgesetz. Dabei zeigte sich 
einmal mehr, wie eng die Bil-
dungsverbände in wesentlichen 
Fragen zusammenstehen. In 
zentralen Punkten besteht eine 
große Übereinstimmung und es 
herrscht Einigkeit darüber, dass 
diese gemeinsame Haltung bei 
der Anhörung klar, sachlich und 
mit Nachdruck vertreten wer-
den soll.

 < Kritik am Einladungs-
verfahren zur Anhörung

Sehr kritisch wurde allerdings 
die Gestaltung der Einladung 
zur Anhörung bewertet. Dass 

nicht die einzelnen Verbände di-
rekt eingeladen wurden, son-
dern ausschließlich eine kollek-
tive Einladung über den dbb 
niedersachsen als Spitzenorga-
nisation erfolgte, wurde als be-
fremdlich empfunden. Beson-
ders schwer wiegt dabei, dass 
die BBSen unberücksichtigt ge-
blieben sind. Gerade in einer 
Zeit, in der differenzierte Per-
spektiven und die Expertise der 
einzelnen Verbände dringend 
gebraucht werden, ist ein sol-
ches Vorgehen nicht nachvoll-
ziehbar. Der Arbeitskreis mach-
te deutlich, dass Beteiligung 
ernst gemeint sein muss – und 
nur dann gelingt, wenn sie voll-
ständig, transparent und auf 
Augenhöhe erfolgt.

 < Beamtenstatus:  
Fundament des  
Bildungssystems sichern

Einen ebenfalls breiten Raum 
nahm die Diskussion um den 
Beamtenstatus der Lehrkräfte 
ein. Mit Unverständnis wurde 

zur Kenntnis genommen, dass 
dieser Status von politischer 
Seite zunehmend massiv infra-
ge gestellt wird. Für die Lehr-
kräfteverbände ist jedoch klar, 
dass der Beamtenstatus kein 
Privileg ist, sondern ein tragen-
des Element eines verlässli-
chen, leistungsfähigen und un-
abhängigen Bildungswesens. 
Wer Schule stärken will, darf 
nicht an den Grundlagen rüt-
teln: Stabilität und Verbindlich-
keit des Bildungsauftrages. 
Entsprechend deutlich fiel die 
Positionierung des Arbeitskrei-
ses aus. Hier geht es nicht um 
Nebensächlichkeiten, sondern 
um ein Kernanliegen, das mit 
Nachdruck verteidigt werden 
muss und auch wird.

 < Starke Stimmen  
für gute Bildung

Die Sitzung des Arbeitskreises 
hat eindrucksvoll gezeigt, dass 
die Lehrerverbände wachsam, 
engagiert und entschlossen 
sind. Sie treten mit Klarheit für 
die Interessen der Lehrkräfte 
ein, sie kämpfen für tragfähige 
schulpolitische Rahmenbedin-
gungen und sie bringen sich mit 
Kompetenz und Haltung in die 
aktuellen Debatten ein. In be-
wegten Zeiten ist genau das ein 
ermutigendes Signal. Denn gute 
Bildung braucht starke Stim-
men. 
 _



Seniorinnen und Senioren des dbb niedersachsen unterwegs
In den letzten Wochen waren einige Mitglieder 
der Geschäftsführung der Landesseniorenvertre­
tung, aber auch Mitglieder der Vollversammlung 
der Landesseniorenvertretung des dbb nieder­
sachsen für die gemeinsamen Interessen der 
 Seniorinnen und Senioren unterwegs.

 < Seminar 
Erben und Vererben

Am 30. und 31. März 2026 ha­
ben der Vorsitzende der Ge­
schäftsführung der Landesseni­
orenvertretung, Jens Duden, 
und sein 1. Stellvertreter Gerd 
Schemionek an einem Seminar 
der dbb akademie zum Thema 
Erben und Vererben in Nürn­
berg teilgenommen. In diesem 
Seminar ging es um die vielfäl­
tigen Themen rund um das Er­
ben. Neben der gesetzlichen 
Erbfolge, dem Pflichtteilsrecht 
wurde auch das Thema Voll­
macht mit der Vorsorgevoll­
macht, Betreuungsverfügung 
und Patientenverfügung be­
handelt.

Am zweiten Tag ging es dann um 
das Thema Testament mit dem 
Einzeltestament, gemeinschaft­
lichen Testament sowie Erbver­
trag mit deren unterschiedlichen 
Bindungswirkungen. Abgerun­
det wurde das Seminar dann mit 
der Testamentsverwahrung und 
dem digitalen Nachlass. Der digi­
tale Nachlass gewinnt in unserer 
heutigen digitalen Welt immer 
mehr an Bedeutung. Hier be­
steht ein Spannungsfeld zwi­
schen dem Erbrecht und dem 
Datenschutz. Einige Konzerne, 
wie zum Beispiel Apple, Google 
und Facebook, haben mittler­
weile entsprechende digitale 
Vollmachten in ihren Anwen­
dungen implementiert.

Das große Feld des digitalen Er­
bes ist dann auch Thema auf 
dem diesjährigen Seminar für 
unsere Seniorinnen und Senio­
ren. Den Kollegen Duden und 
Schemionek ging es in diesem 
Seminar auch um die Gewin­

nung von weiteren möglichen 
interessanten Themen für die 
jährlichen Seminare der Landes­
seniorenvertretung.

 < Hauptversammlung 
der Bundessenioren­
vertretung des dbb

Vom 14. bis 15. April fand die 
Hauptversammlung der Bun­
desseniorenvertretung des 
dbb in Berlin statt. An der 
Hauptversammlung nahmen 
neben dem Vorsitzenden der 
Geschäftsführung auch noch 
weitere Mitglieder der Vollver­
sammlung der Landessenio­
renvertretung teil.

Zu Beginn der Versammlung gab 
es einen umfassenden Überblick 
des Bundesvorsitzenden Volker 
Geyer über aktuelle Themen aus 
der gewerkschaftspolitischen 
Arbeit, insbesondere auch über 
die für die Seniorinnen und Se­
nioren relevanten Themen. Hier­
bei wurden insbesondere die 
zurzeit durch Politik und auch 
Medien geführten Angriffe auf 
das Berufsbeamtentum erläu­
tert. Das Berufsbeamtentum ist 
für einen starken und verlässli­
chen öffentlichen Dienst unab­
dingbar. Leider wird dieses The­
ma von einigen Politikern und 
Medien sehr populistisch und 
nicht faktenbasiert geführt.

Mit großer Spannung, aber auch 
Sorge werden die Ergebnisse der 
Rentenkommission am 30. Juni 
dieses Jahres erwartet. Das The­
ma Beamtinnen und Beamte 
steht dort mit auf der Tagesord­
nung, wobei die Rente und Pen­
sion nichts miteinander zu tun 
haben und getrennt zu behan­
deln sind. Dieses Thema wird 
zurzeit politisch getrieben. Eine 
Überführung der Beamten in 
die Rentenkasse würde die 
 Rentenkasse zusätzlich massiv 
 belasten, was auch durch Ver­
sicherungsmathematiker bestä­
tigt wird.

Im Anschluss an die Ausführun­
gen fand ein reger Austausch 
der Teilnehmenden der Haupt­
versammlung mit dem Bundes­
vorsitzenden statt. In diesem 
Austausch kam dann auch das 
Thema Rechtsschutz für Senio­
rinnen und Senioren zur Spra­
che. Dieses Thema wird seit län­
gerer Zeit kontrovers zwischen 
der Bundesseniorenvertretung 

und der Bundesleitung des dbb 
diskutiert. Die damit zusam­
menhängende Problematik der 
Mitgliederbindung der Seniorin­
nen und Senioren wurde dem 
Bundesvorsitzenden sehr deut­
lich gemacht. Volker Geyer hat­
te Verständnis dafür und wird 
dieses Thema nochmals zur Prü­
fung in die Bundesebene ein­
bringen.

Der zweite Tag war mit ver­
schiedenen Themen gefüllt. Ne­
ben dem Bericht der Bundes­
seniorenvertretung wurde ein 
interessantes, in Planung be­
findliches Technikprojekt vorge­
stellt. Hier soll gemeinsam mit 
Schülerinnen und Schülern so­
wie Seniorinnen und Senioren 
unter Beteiligung der Fraun­
hofer­Gesellschaft ein Roboter 
entwickelt werden, der als All­
tagshilfe genutzt werden könn­
te. Das Projekt steht auch unter 
dem Motto, dass Jung und Alt 
gemeinsam solidarisch die Zu­
kunft gestalten.

 _

 < Die Teilnehmenden aus Niedersachsen mit dem Vorsitzenden der 
Bundesseniorenvertretung: Brigitte Buggle, Ulrich Zeigermann, Jürgen 
Daudert, Dr. Horst Günther Klitzing, Jens Duden (von links)

 < Die Teilnehmenden des Seminars Erben und Vererben
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Gewerkschaftsarbeit in Niedersachsen

Fachgruppe Gewerbeaufsicht des BTB Niedersachsen tagt  
in Hannover
Am 16. April 2026 kam die Fachgruppe Gewerbeaufsicht des BTB Niedersachsen in den Räumen der Ge­
schäftsstelle des dbb niedersachsen zu ihrem Gewerkschaftstag zusammen. Ein besonderer Dank gilt da­
bei der Landesgeschäftsstelle für die hervorragende Unterstützung und den reibungslosen Ablauf vor Ort.

Ursprünglich war ein Grußwort 
von Staatssekretär Frank Doods 
(CdS) vorgesehen. Aufgrund ak­
tueller finanzpolitischer Ab­
stimmungen in Berlin musste er 
jedoch kurzfristig absagen, um 
den Ministerpräsidenten Olaf 
Lies zu vertreten. Die Bereit­
schaft der Staatskanzlei zum 
Austausch wurde dennoch sehr 
begrüßt – entsprechende The­
men waren bereits vorbereitet.

 < Digitale Beteiligung  
ermöglicht Austausch

Trotz räumlicher Distanz ließ es 
sich Alexander Zimbehl, 1. Lan­
desvorsitzender des dbb nieder­
sachsen, nicht nehmen, sich per­
sönlich an die Teilnehmenden zu 
wenden. Dank moderner Tech­
nik war eine digitale Zuschal­
tung problemlos möglich und 
bereicherte die Veranstaltung.

 < Tarifpolitik im Fokus  
der Diskussionen

Die Tagesordnung war umfang­
reich und geprägt von inten­

siven Diskussionen. Besonders 
der aktuelle Abschluss der Tarif­
verhandlungen zum TV­L stand 
im Mittelpunkt. Diskutiert wur­
de vor allem die zukünftige 
strategische Ausrichtung ge­
werkschaftlicher Maßnahmen. 
Dabei wurde deutlich: Mehr 
Streiks allein führen nicht 
zwangsläufig zu besseren Er­
gebnissen. Vielmehr könnten 
gezieltere, größere und öffent­
lichkeitswirksamere Aktionen 
ein sinnvoller Ansatz sein. Erste 
Überlegungen hierzu werden 
derzeit in Niedersachsen ange­
stoßen.

 < Stärkung technischer  
Berufsgruppen gefordert

Ein zentrales Anliegen bleibt die 
stärkere Berücksichtigung klei­
nerer technischer Berufsgrup­
pen im öffentlichen Dienst. Der 
BTB Niedersachsen hatte hierzu 
konkrete Vorschläge zur Anpas­
sung des Anhangs A (Nr. 22) 
zum TV­L eingebracht  – diese 
fanden jedoch bislang keine Be­
rücksichtigung. Angesichts des 

zunehmenden Fachkräfteman­
gels und der Abwanderung qua­
lifizierter Fachkräfte in andere 
Bereiche besteht hier dringen­
der Handlungsbedarf. Zeitge­
mäße tarifliche Eingruppierun­
gen sind ein entscheidender 
Faktor, um Personal langfristig 
zu binden.

 < Entwicklungen bei  
Alimentation und  
Beamtenübertragung

Ein weiterer Diskussionspunkt 
war die Entwicklung rund um 
laufende Gerichtsverfahren zur 
Alimentation. Positiv hervorge­
hoben wurde in diesem Zusam­
menhang die zeitgleiche Über­
tragung des Tarifergebnisses 
auf die Beamtinnen und Beam­
ten in Niedersachsen.

 < Moderne Mitglieder­
verwaltung und Nach­
wuchsarbeit

Auch organisatorische Themen 
standen auf der Agenda. Mit der 
Einführung von „easyVerein“ als 

neues Tool zur Mitgliederver­
waltung möchte die Fachgrup­
pe ihre Kommunikation verbes­
sern und Mitglieder gezielter 
einbinden. Besonders erfreulich 
ist der wachsende Zuspruch jun­
ger Beschäftigter in der Gewer­
beaufsicht, der neue Impulse 
für die gewerkschaftliche Arbeit 
setzt.

 < Gewerkschaftstag  
als wichtiger Impuls­
geber

Die Gewerkschaftstage bieten 
eine wichtige Plattform, um 
Anliegen offen zu diskutieren 
und gemeinsame Strategien zu 
entwickeln. Im kollegialen Rah­
men können die Bedürfnisse 
der Mitglieder direkt einge­
bracht werden. Gleichzeitig be­
steht die Gewissheit, dass der 
dbb niedersachsen die Anliegen 
der Fachgruppe als engagierte 
und spezialisierte Gemein­
schaft unterstützt und ernst 
nimmt. 
 
 _
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Landesverband Niedersachsen-Bremen VDStra.

Gespräch zur Zukunft der Straßenbauverwaltung:  
Personal, Finanzierung und Infrastruktur im Fokus
In einem konstruktiven Aus-
tausch haben sich Alexander Ja-
kob, stellvertretender Landes-
vorsitzender Niedersachsen/
Bremen, sowie Hans-Jürgen 
Janssen, stellvertretender Be-
zirksvorsitzender des Bezirks 
Ems, mit dem Landtagsabge-
ordneten Stephan Christ (Bünd-
nis 90/Die Grünen) über zentra-
le Herausforderungen in der 
niedersächsischen Straßenbau-
verwaltung verständigt.

Im Mittelpunkt des Gesprächs 
stand die angespannte Personal-

situation sowohl im Betriebs-

dienst als auch im Innendienst 

der Niedersächsischen Landes-

behörde für Straßenbau und 

Verkehr. Die Vertreter der 
VDStra.-Fachgewerkschaft 
machten deutlich, dass die aktu-
elle Personalausstattung den 
wachsenden Anforderungen 
vielfach nicht mehr gerecht wird. 
Insbesondere im Hinblick auf zu-
sätzliche Aufgaben, steigende 
Projektzahlen und zunehmend 
komplexe Verwaltungsprozesse 
besteht aus gewerkschaftlicher 
Sicht dringender Handlungs-
bedarf. Eine nachhaltige Verbes-
serung kann nur durch gezielte 
Neueinstellungen, verbesserte 
Arbeitsbedingungen sowie lang-
fristig angelegte Personalent-
wicklungsstrategien erreicht 
werden.

Ein weiterer Schwerpunkt des 
Gesprächs war die Verwendung 

von Mitteln aus dem Sonder-

vermögen. Dabei wurde deut-
lich, dass vorhandene finanzielle 
Ressourcen nicht immer im er-
forderlichen Tempo verausgabt 

werden können. Als wesentliche 
Ursachen wurden bürokratische 
Hürden, fehlendes Personal zur 
Umsetzung von Maßnahmen 
sowie komplexe Vergabever-
fahren benannt. Einigkeit be-
stand darin, dass Prozesse 
 beschleunigt und gleichzeitig 
verlässliche Rahmenbedingun-
gen für die Beschäftigten ge-
schaffen werden müssen.

Darüber hinaus wurde der soge-
nannte „Masterplan Brücke“  
intensiv erörtert. Vor dem Hin-
tergrund des steigenden Sanie-

rungsbedarfs bei Brückenbau-

werken in Niedersachsen wurde 
die Notwendigkeit eines strate-
gischen und langfristig angeleg-
ten Vorgehens unterstrichen. 
Aus Sicht der VDStra.-Fach-
gewerkschaft hängt die erfolg-
reiche Umsetzung maßgeblich 
von ausreichendem Fachperso-
nal sowie einer verlässlichen 
und planbaren Finanzierung ab.

Der Landtagsabgeordnete Ste-
phan Christ zeigte Verständnis 
für die vorgetragenen Anliegen 
und betonte die politische Be-
deutung einer leistungsfähigen 
Infrastrukturverwaltung. Er 

sagte zu, die angesprochenen 
Themen in die parlamentari-
sche Arbeit einzubringen und 
sich für praktikable Lösungen 
einzusetzen.

Abschließend bewerteten alle 
Beteiligten das Gespräch als 
wichtigen Schritt, um die Per-
spektiven der Beschäftigten 
stärker in politische Entschei-
dungsprozesse einzubringen 
und gemeinsam an zukunftsfä-
higen Lösungen für die nieder-
sächsische Verkehrsinfrastruk-
tur zu arbeiten. 
 _

 < Herr Janssen, Herr Christ und Herr Jakob (von links)
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